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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

EFTA Europaische Freihandelsassoziation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Standerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

IWF Internationaler Wahrungsfonds

EU Européische Union

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

WAK-NR Kommission flr Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

EDA Eidgendssisches Departement flr auswartige Angelegenheiten
WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung
InstA Institutionelles Abkommen

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CDI Convention de double imposition

AELE Association européenne de libre-échange

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

FMI Fonds monétaire International

UE Union européenne

EEE I'Espace économique européen

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
InstA Accord institutionnel
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MOTION
DATE: 24.09.2015
KARIN FRICK

MOTION
DATE: 16.06.2020
KARIN FRICK

MOTION
DATE: 11.12.2012
NADJA ACKERMANN

MOTION
DATE: 11.06.2013
NADJA ACKERMANN

MOTION
DATE: 17.12.2020
KARIN FRICK

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Sécurité extérieure

Der Bundesrat soll das Ubereinkommen des Europarates zur Verhiitung des
Terrorismus, das von der Schweiz 2012 unterzeichnet wurde, umgehend ratifizieren.
Dies verlangt eine 2015 von beiden Raten einstimmig angenommene Motion
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU). Die Ziele des Abkommens sind einerseits ein griffigeres
Vorgehen gegen terroristische Propaganda und die Rekrutierung und Ausbildung von
Terroristen sowie andererseits die gestarkte internationale Zusammenarbeit im Bereich
der Terrorismuspravention. Die entsprechende Vorlage soll in der ersten Jahreshélfte
2016 in die Vernehmlassung geschickt werden. '

Die Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) mit der Aufforderung an den Bundesrat, das
Ubereinkommen des Europarates zur Verhiitung des Terrorismus umgehend zu
ratifizieren, wurde von den eidgendssischen Raten im Sommer 2020 stillschweigend
abgeschrieben, nachdem beide Rate auf den Bundesbeschluss tGber die Genehmigung
und Umsetzung des genannten Ubereinkommens eingetreten waren. 2

Entraide judiciaire

Die kleine Kammer Uberwies eine Motion Keller-Sutter (fdp, SG), welche den Bundesrat
beauftragt, ein  Rechtshilfeabkommen mit Nigeria abzuschliessen. Das
Rechtshilfeabkommen soll es dem nigerianischen Staat erméglichen, bei in der Schweiz
rechtskréaftig verurteilten Personen nigerianischer Nationalitat die Vermégenswerte in
Nigeria zu beschlagnahmen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, weil
er aufgrund der Korruption der nigerianischen Polizei die Zeit als noch nicht reif dazu
ansieht. ®

Der Bundesrat wird vorerst kein Rechtshilffeabkommen mit Nigeria aushandeln.
Entgegen dem Standerat lehnte der Nationalrat mit 85 zu 83 Stimmen knapp eine
Motion Keller-Sutter (fdp, SG), die vor allem den Kokainhandel bekdmpfen wollte, ab.
Das Problem bestehe nicht in der gesetzlichen Grundlage, sondern in der Korruption in
Nigeria selbst. Aus diesem Grund sei es nicht angezeigt, zu diesem Zeitpunkt ein
Rechtshilfeabkommen abzuschliessen. *

In der Wintersession 2020 nahm der Stdnderat eine Motion seiner Rechtskommission
fir modernere grenziiberschreitende Zivilprozesse an. Die RK-SR forderte den
Bundesrat mit dem Vorstoss auf, den Schweizer Vorbehalt zum Haager
Beweiserhebungsiibereinkommen (HBewU) dahingehend anzupassen, dass der Einsatz
von Video- und Telefonkonferenzen im internationalen Kontext vereinfacht wird. Wie
Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im Ratsplenum erlduterte, war die
Kommission bei ihrer Arbeit an der ZPO-Revision auf dieses grenziberschreitende
Hindernis beim Einsatz moderner Technologie im Zivilprozess gestossen. °
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MOTION
DATE: 21.09.2015
KARIN FRICK

MOTION
DATE: 02.03.2011
NADJA ACKERMANN

MOTION
DATE: 02.06.2004
HANS HIRTER

MOTION
DATE: 06.10.2005
HANS HIRTER

Droit privé

Der Bundesrat solle die Moglichkeiten zum Abschluss eines internationalen
Ubereinkommens iiber Erbsachen untersuchen. Dies verlangte eine Motion Recordon
(gp. VD), welche vom Sténderat in der Friihjahrssession 2015 angenommen wurde. Der
Nationalrat folgte in der Herbstsession jedoch dem Antrag des Bundesrates und lehnte
das Anliegen mit der Begrindung, dem Bundesrat solle nicht noch eine zusatzliche
Frage fur die Verhandlungen mit der EU aufgebuirdet werden, ab. Zudem plane der
Bundesrat in naher Zukunft ohnehin eine Revision des internationalen Erbrechts im
Bundesgesetz Uber das internationale Privatrecht. ¢

Droits fondamentaux

Eine Motion Gadient (bdp, GR) forderte den Bundesrat auf, das Internationale
Ubereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen, welches
2006 von der UNO-Generalversammlung verabschiedet wurde, zu ratifizieren. In seiner
Stellungnahme im Jahr 2009 teilte der Bundesrat mit, dass er das Anliegen der Motion
teile und die modglichen bundes- und kantonsrechtlichen Auswirkungen des
Ubereinkommens priife. Eine Umsetzung des Ubereinkommens hatte sowohl
Anderungen des Bundes- wie auch des Kantonsrechts zur Folge und ware mit
Mehrkosten verbunden. Nachdem die Diskussion im Nationalrat zuerst verschoben
wurde, nahm die grosse Kammer die Motion 2009 mit 131 zu 42 Stimmen an, wobei die
SVP geschlossen dagegen votierte. Im Dezember 2010 beschloss der Bundesrat das
Ubereinkommen zu unterzeichnen, was am 19. Januar 2011 geschah. Das EDA arbeitete
dann an einem Vorentwurf fur den Bundesbeschluss fur die Genehmigung des
Ubereinkommens, welcher in die Vernehmlassung gegeben werden sollte. Der Standerat
folgte in der Frihjahrsession 2011 dem Antrag seiner Rechtskommission und Uberwies
die Motion.’

Institutions et droits populaires
Organisation du Parlement

Im Fall des ,Operative Working Arrangement™ aus dem Jahre 2002 zwischen den USA
und der Schweiz iiber die Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehérden beider
Léander bei der Terrorismusbekdmpfung (03.037) verabschiedete der Nationalrat eine
Motion seiner Aussenpolitischen Kommission, die vom Bundesrat verlangt, dieses
Abkommen nachtréglich dem Parlament zur Genehmigung zu unterbreiten. Dieses
gehe weit Uber technisch-administrative Regelungen von geringer Tragweite hinaus,
Uber welche der Bundesrat in eigener Kompetenz entscheiden dirfe, und sei zudem
politisch umstritten, weshalb eine Debatte und ein Entscheid des Parlaments
erforderlich seien. Der Standerat teilte diese Meinung nicht - die gewdlnschte
Information und Debatte habe bereits in den Aussenpolitischen Kommissionen
stattgefunden - und lehnte die Motion ab. ®

Droits populaires

Der Nationalrat hatte im Vorjahr eine Motion tberwiesen, welche eine 2003 eingeflihrte
Verfassungsbestimmung konkretisiert. Sie fordert, dass Staatsvertrage mit ,wichtigen™
rechtsetzenden Normen oder mit Bestimmungen, deren Umsetzung eine
Gesetzesrevision verlangt, dem fakultativen Referendum unterstellt werden. Demnach
sollen die gleichen Grundsatze gelten wie bei der innerstaatlichen Gesetzgebung: Als
wichtig gilt ein Rechtsetzungsakt dann, wenn er nicht an die Exekutive delegiert ist (wie
z.B. eine Verordnung). Der Stédnderat hiess diese Motion im Berichtsjahr ebenfalls gut,
nahm allerdings eine auch vom Bundesrat gewlnschte Prazisierung vor. Seiner Meinung
nach seien Staatsvertrage nicht dem fakultativen Referendum zu unterstellen, wenn sie
nicht wesentliche neue Rechtsetzungsakte beinhalten, sondern nur die Fortsetzung
friherer, vor der Ausweitung des Staatsvertragsreferendums im Jahre 2003
eingefuhrter Bestimmungen zur Folge haben. Gegen den Widerstand der SVP schloss
sich der Nationalrat dieser Prézisierung des Motionstextes an. (Zu der noch im gleichen
Jahr eingereichte parlamentarische Initiative der SVP (05.426) fir eine Ausweitung des
Staatsvertragsreferendum siehe hier.)
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MOTION
DATE: 25.09.2015
MARC BUHLMANN

MOTION
DATE: 29.02.2016
MARC BUHLMANN

MOTION
DATE: 29.01.1991
ANDRE MACH

In seinem Bericht zum Postulat der FDP-Liberale Fraktion zur Frage des Verhaltnisses
zwischen Volkerrecht und Landesrecht hatte sich der Bundesrat positiv zur Idee
gedussert, ein obligatorisches Referendum fiir volkerrechtliche Vertrige mit
verfassungsmassigem Charakter einzufiihren. Mit seiner Motion wollte Andrea Caroni
(fdp, AR) diese positive Haltung konkretisieren. Wichtige volkerrechtliche Vertrage
obligatorisch zur Abstimmung zu bringen, wirde nicht nur die demokratische
Mitsprache ausbauen, sondern auch eine Stérkung der Legitimation des Volkerrechts
bedeuten - so der Motionér. In seiner Stellungnahme zu ebendieser Motion Caroni
bestatigte der Bundesrat seine positive Haltung: Ein obligatorisches Referendum bei
wichtigen volkerrechtlichen Vertragen sei nach vorherrschender Auffassung bereits
heute ungeschriebenes Verfassungsrecht. Eine Konkretisierung in der Verfassung
wirde nicht nur die Rechtssicherheit erhéhen, sondern auch die Praxis vereinfachen.
Die Regierung wies darauf hin, dass sie die Idee bereits im Rahmen der Initiative
"Staatsvertrage vors Volk!" als direkten Gegenentwurf vorgeschlagen habe. Damals hatte
das Parlament vor allem aus abstimmungstaktischen Grinden allerdings auf einen
Gegenvorschlag verzichtet. Im Nationalrat wurde die Motion Caroni in der
Herbstsession 2015 diskussionslos angenommen. ©

Nachdem sich die SPK-SR einstimmig fur die Idee eines obligatorischen Referendums
fiir volkerrechtliche Vertriage mit verfassungsmassigem Charakter ausgesprochen
hatte, passierte die Motion Caroni in der Frihjahrssession 2016 auch den Standerat.
Allerdings erwuchs der Idee in der kleinen Kammer Opposition in der Person von Paul
Rechsteiner (sp, SG). Der St. Galler Standerat wies darauf hin, dass es schwierig sei,
gegen eine ldee einzustehen, die vom Nationalrat diskussionslos durchgewunken, vom
Bundesrat zur Annahme empfohlen und von der eigenen Kommission oppositionslos
zur Annahme empfohlen werde. Es lohne sich aber sehr wohl, sich der Schwere der
Konsequenzen dieses Vorschlages bewusst zu werden. Mit Verweis auf den abgelehnten
Gegenvorschlag zur Initiative "Staatsvertrage vors Volk!" mahnte der SP-Standerat, dass
damals nicht nur abstimmungstaktische Grinde, sondern insbesondere im Standerat
auch zahlreiche inhaltliche Bedenken geaussert wurden. Rechsteiner fasste diese
Bedenken von damals noch einmal zusammen: Uber zahlreiche, eigentlich
unbestrittene Konventionen musste obligatorisch abgestimmt werden, was zu einer
Uberlastung des direktdemokratischen Systems fiihren kénnte. Darlber hinaus bestehe
mit dem fakultativen Staatsvertragsreferendum bereits ein Instrument, mit dem die
Legitimation eines Vertrages gestarkt werden kénne - so ein weiteres Argument gegen
die Annahme der Motion Caroni. Zudem wdirde ein obligatorischer Urnengang die
Handlungsfreiheit vor allem auch bei wirtschaftlichen Staatsvertragen stark
einschranken. Schliesslich erinnerte Rechsteiner daran, dass die Volksinitiative
"Staatsvertrage vors Volk!" deutlich abgelehnt worden sei - mit der Motion wirde aber
mindestens die Halfte eingefihrt, von dem was damals vom Begehren der AUNS
gefordert worden war.

Die Bedenken von Rechsteiner wurden nur von weiteren 8 Standeratinnen und -réaten
geteilt - zu wenig gegen die 36 Beflrworterinnen und Beflrworter. Einig schien man
sich in der Diskussion aber zu sein, dass die Umsetzung der Idee noch viel
Konfliktpotenzial habe. Thomas Minder (parteilos, SH) wies etwa darauf hin, dass auch
die Kindigung von bestehenden Vertragen bertcksichtigt werden musse. Bundesratin
Simonetta Sommaruga ausserte gar Zweifel, dass dieses Projekt dann wirklich bis zum
Ende durchhalte. Sie verwahrte sich zudem gegen den Gedanken, dass volkerrechtliche
Vertrage, Uber die nicht abgestimmt werde, eine geringere Legitimitat hatten. ™

Politique étrangeére

Politique étrangére

La complexité croissante de la société internationale exige une définition claire des
futures relations de la Suisse avec |'étranger. Sur la base de cette constatation, la
commission des affaires étrangeres du Conseil national a déposé une motion
demandant un renforcement constitutionnel de la politique étrangére — par une
coopération accrue de la Suisse a la construction de I'Europe et une nouvelle
délimitation des compétences entre le Conseil fédéral et le parlement — et un rapport
au sujet de ces nouvelles dispositions. Une telle révision concernerait les articles 9 et
102, chiffre 8 et 9, de la Constitution. Bien que le Conseil fédéral ait jugé qu'une
modification de la Constitution ne s'avérait pas nécessaire dans un proche avenir, le
Conseil national a adopté & une petite majorité (52 voix contre 49) la premiere partie de
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MOTION
DATE: 17.12.2010
SEBASTIEN SCHNYDER

MOTION
DATE: 02.10.1991
ANDRE MACH

MOTION
DATE: 13.03.2019
AUDREY BOVEY

MOTION
DATE: 12.06.2019
AMANDO AMMANN

la motion et transmis comme postulat le second point. Dans sa réponse écrite, le
gouvernement a estimé que l'ordre constitutionnel existant assure a I'Assemblée
fédérale une marge d'influence efficace sur la politique étrangére. D'autre part, les
autorités fédérales, les cantons et le peuple auront a prendre prochainement plusieurs
décisions importantes en matiére de politique étrangére (adhésion au FMI, traité de
I'EEE), il ne serait donc pas opportun de modifier la Constitution dans ce domaine. Peu
auparavant, la chambre basse avait pourtant rejeté la motion Portmann (pdc, GR) qui
chargeait le Conseil fédéral de présenter une nouvelle version des articles 85, chiffre 6
et 7, et 102, chiffre 8 et 9, de la Constitution, de telle sorte qu'ils stipulent que
|'"Assemblée fédérale participe dés le début a la formulation de la volonté de I'Etat en
matiere de traités internationaux lorsqu'il y va de la sécurité de la Suisse et de sa
position en Europe (90.326). Dans le cadre de la réforme du parlement, de nouveaux
mécanismes de participation et de contréle parlementaire ont été decidés en matiere
de politique étrangere. ™

Durant I'année sous revue, le parlement a adopté des motions de la commission de
politique extérieure du Conseil des Etats (CPE-CE; 10.3354) et de la commission de
I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN; 10.3366) chargeant le
Conseil fédéral de modifier les bases légales afin qu’il ne puisse conclure seul des
traités internationaux si cette compétence ne lui est pas attribuée par une loi fédérale
ou un traité international approuvé par |'Assemblée fédérale. Elles demandent
également qu’il fasse une proposition afin d’intégrer une liste de domaines des traités
de portée mineure dans la loi sur I'organisation du gouvernement et I'administration.
L'objectif est d"éviter que le parlement ait & approuver a posteriori un traité conclu par
le gouvernement, comme ce fut le cas dans I'affaire UBS avec les Etats-Unis. Par
ailleurs, la motion de la CER-CN soumet |‘application provisoire de traités a
I'approbation de la commission parlementaire chargée de I'examen préalable. ™

Relations avec I'UE

En raison du processus d'intégration européenne, le groupe écologiste, estimant que la
Suisse ne pouvait plus se permettre de participer a tous les efforts d'harmonisation
dans le domaine économique et faire bande & part sur le plan social, avait déposé en
1990 une motion chargeant le Conseil fédéral de soumettre le plus rapidement possible
au parlement un arrété fédéral relatif a la ratification de la Charte sociale européenne.
La Suisse, qui a signé cette charte en mai 1976, figure parmi les derniers Etats membres
a ne pas l'avoir encore ratifiée. Dans sa réponse, le Conseil fédéral, tout en
reconnaissant I'importance de la Charte sociale comme I'une des principales
réalisations du Conseil de I'Europe, a déclaré qu'il préférait actuellement concentrer
ses efforts sur la négociation du traité de I'EEE et se réserver la possibilité de revenir
ultérieurement sur la question; il a, par conséquent, proposé de transformer la motion
en postulat, ce que la majorité du Conseil national a accepte. ™

Au mois de mars 2019, le Conseil des Etats a rejeté (5 voix pour, 34 contre, O
abstention) la motion déposée par Thomas Minder (indépendant, SH), intimant le
Conseil fédéral a pas signer I'accord institutionnel entre la Suisse et I'UE. ®

Im April 2019 reichte die WAK-SR eine Kommissionsmotion mit dem Titel
«Zusatzverhandlungen zum institutionellen Abkommen mit der EU» ein. Diese soll den
Bundesrat damit beauftragen, das institutionelle Abkommen mit der EU zu verbessern,
indem entweder Zusatzverhandlungen gefliihrt oder andere geeignete Massnahmen, die
jedoch in der Motion nicht weiter ausgefuhrt werden, ergriffen werden. Insbesondere
im Bereich des Lohnschutzes, der Unionsbdrgerrichtlinie, bei staatlichen Beihilfen, der
dynamischen Rechtslibernahme und der Streitbeilegung sah die Kommission noch zu
behebende Mangel. So forderte sie unter anderem eine nationale Gesetzgebung, die
der Bevolkerung auch bei einer dynamischen Rechtslibernahme das letzte Wort
zugesteht, sofern dies nicht schon im Rahmenabkommen geregelt wirde. Zudem
verlangte die Motion die zeitlich vorgezogene Behandlung der Volksinitiative «flr eine
massvolle Zuwanderung», da deren Abstimmungsausgang Uber die weiteren
Verhandlungen samtlicher bilateraler Vertrage mit der EU entscheiden durfte. Parallel
dazu wurde ausserdem eine eigenstdndige Motion Lombardi (cvp, TI; Mo. 19.3170)
besprochen, welche den Umgang mit der dynamischen Rechtsibernahme noch
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MOTION
DATE: 20.06.2019
AMANDO AMMANN

MOTION
DATE: 03.12.2019
AMANDO AMMANN

differenzierter behandelte.

In seiner Stellungnahme vom Mai 2019 bezeichnete der Bundesrat das bisherige
Verhandlungsergebnis zum institutionellen Abkommen als «in weiten Teilen im
Interesse der Schweiz». Bezuglich der flankierenden Massnahmen zum Lohnschutz und
der Unionsburgerrichtlinie sei eine Konsultation durchgefihrt worden, wobei die
Auswertung der Ergebnisse zu diesem Zeitpunkt noch ausstehe. Der Bundesrat wollte
aber erst nach der Auswertung Uber potenzielle Zusatzverhandlungen entscheiden.
Daher beantragte er die Ablehnung der Motion.

In der Sommersession beriet der Standerat die Motion, wobei sich eine Minderheit um
Ruedi Noser (fdp, ZH) gegen deren Annahme einsetzte. Stdnderat Noser bezeichnete
die Motion als gegenstandslos und empfahl, dass man das Verhandlungsresultat
zwischen der Schweiz und der EU abwarten solle. Damit nahm er Bezug auf ein
Schreiben des Bundesrats an die EU vom 7. Juni, das dieser also nach seiner
Stellungnahme zur Motion verfasst hatte. In diesem forderte der Bundesrat
Klarstellungen und  Prézisierungen in drei Problembereichen (Lohnschutz,
Unionsburgerrichtlinie, staatliche Beihilfen), welche auch die Kommissionsmotion
aufgriff. Mit dieser Argumentation vermochte sich die Minderheit jedoch nicht
durchzusetzen. Der Standerat nahm die Motion entgegen dem Wunsch des Bundesrats
mit 22 zu 14 Stimmen an (bei 6 Enthaltungen). Ebenfalls angenommen wurde die fast
gleichlautende Motion der WAK-NR (Mo. 19.3420), welche nur Forderungen zum
Lohnschutz, der Unionsbirgerrichtlinie und den staatlichen Beihilfen enthielt. '

Im Mérz 2019 reichte Filippo Lombardi (cvp, Tl) eine Motion ein, welche die Intention
hatte, die gesetzliche Grundlage =zur Wahrung des Mitsprache- und
Entscheidungsrechts von Parlament, Volk und Kantonen bei der Umsetzung des
Rahmenabkommens zu gewahrleisten. Fuar den Fall, dass der Bundesrat das
institutionelle Rahmenabkommen mit der EU unterzeichnen sollte, brauche es eine
eindeutige Regelung der dynamischen Ubernahme von EU-Recht, damit das
Mitspracherecht von Parlament, Volk und Kantonen garantiert sei, begrindete der
Motionar seinen Vorstoss. Stdnderat Lombardi erhoffte sich durch diese Motion auch,
dass durch ein frihzeitiges Mitspracherecht die demokratische Legitimation und
Akzeptanz des Abkommens gesteigert und die parlamentarischen Kompetenzen geklart
werden wurden.

Der Bundesrat beantragte im Mai die Annahme der Motion. Neuerungen im EU-Recht
hinsichtlich der Marktzugangsabkommen wilrden zwar die Mitspracherechte von
Parlament, Kantonen und Volk grundsatzlich nicht beeintrachtigen, erklarte er. Im
Rahmen des Verhandlungsmandats habe man aber bereits die Uberprifung einer
starkeren Mitsprache des Parlaments und der Kantone beim Abschluss des
institutionellen Abkommens eingeleitet. Ausserdem werde man im Falle einer
Unterzeichnung des Abkommens prufen, inwiefern die Partizpationsrechte im Rahmen
der Umsetzung gestarkt werden kénnten.

Im Juni gelangte das Geschéft in den Standerat, wo Damian Miiller (fdp, LU) einen
Ordnungsantrag - zur Zuweisung der Motion an die zustandige Kommission zur
Vorprufung - stellte. Standerat Mduller begrindete den Antrag mit der kurz zuvor
erfolgten Annahme einer dhnlichen Motion der WAK-SR Die Entwicklungen der jlngeren
Vergangenheit und die Relevanz des Themas machten seiner Meinung nach die
Zuweisung sinnvoll. Dagegen wehrte sich der Urheber der Motion zwar, weil diese
inhaltlich mehr umfasse als die WAK-Motion, doch sein Drangen fand nicht genug
Gehor. Der Standerat sprach sich mit 23 zu 16 Stimmen fir den Ordnungsantrag aus. ”

Die SPK-NR hatte am 7. November 2019 die vom Sténderat angenommene
Kommissionsmotion behandelt und dabei die Punkte vier bis sechs diskutiert. Die
ersten drei Forderungen der Motion - Lohnschutz, Unionsburgerrichtlinie und
staatliche Beihilfen - waren durch die Annahme einer gleichlautenden Motion der WAK-
NR (Mo. 19.3420) bereits erflllt worden. Die Kommission beflirwortete die Forderung
nach Sicherstellung direktdemokratischer Partizipationsmdglichkeiten im Falle der
dynamischen Rechtsibernahme und die Forderung nach Klarstellung der
Streitbeilegung. Die Abstimmungen uber die beiden Punkte fielen mit jeweils 12 zu 11
Stimmen jedoch &usserst knapp aus. Dies jedoch nicht wegen grosser inhaltlicher
Differenzen, sondern weil einige Kommissionsmitglieder der Meinung waren, dass die
beiden Forderungen bereits im institutionellen Abkommen umgesetzt worden seien.
Ebenjene Minderheit Jauslin (fdp, AG) forderte daher die Ablehnung aller drei Punkte.
Mit 17 zu 3 Stimmen lehnte die Kommission zumindest die dritte Forderung - die
Volksabstimmung Uber die Begrenzungsinitiative vorzuziehen - ab. Die Initiative sei in
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der Wintersession desselben Jahres im Standerat behandelt worden, demnach kdme es
so oder so erst im Frdhling 2020 zu einer Volksabstimmung, begrindete die
Kommission den Entscheid.

In der Wintersession 2019 beriet der Nationalrat Uber die Zusatzverhandlungen zum
institutionellen Abkommen mit der EU. Die Minderheit um Matthias Jauslin
argumentierte, dass der Inhalt dieser Motion rein demokratisch gesehen nicht Sache
des Parlaments sei. Es liege im Verantwortungsbereich der Exekutive Uber das
Abkommen zu verhandeln, die Vorgaben umzusetzen und diese dann wiederum dem
Parlament zu préasentieren. Auch der anwesende Bundesrat Cassis empfahl dem
Nationalrat, die Motion abzulehnen. Dies tat die grosse Kammer schliesslich auch,
indem sie den Minderheitsantrag mit 130 zu 53 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Uberraschend deutlich annahm. Die Mitte-Fraktion und jene der Grinen stimmten fast
geschlossen fur den Mehrheitsantrag, unterlagen jedoch der Uberparteilichen Allianz
der restlichen Fraktionen. ™

Nach Filippo Lombardis (cvp, TI) Ausscheiden aus dem Sténderat Gbernahm dessen
Parteikollege Beat Rieder (cvp, VS) die Motion Uber die gesetzliche Grundlage zur
Wahrung des Mitsprache- und Entscheidungsrechts von Parlament, Volk und
Kantonen bei der Umsetzung des Rahmenabkommens. Die APK-SR, der das Geschaft
zur Vorberatung Uberwiesen worden war, vertagte den Beschluss dazu im Januar 2020,
da das Institutionelle Rahmenabkommen (InstA) zu dem Zeitpunkt noch nicht «konkret
zur  Diskussion» stand. Im  November 2020 verdffentlichte sie einen
Kommissionsbericht, in dem sie zum Schluss kam, dass bei einer Annahme des InstA
eine schnelle und starke Einbindung des Parlaments im Rahmen des gestaltenden
Mitspracherechts  («decision shaping») die Akzeptanz ~der dynamischen
Rechtslibernahme verbessern wilrde. Auch die Mitwirkungsmoglichkeiten von
Parlament und Kantonen bei der Erarbeitung von EU-Recht musse gestérkt werden. Die
Kommission empfahl die Motion einstimmig zur Annahme, lehnte aber gleichzeitig den
Antrag der APK-NR ab, eine gemeinsame Subkommission zur Erarbeitung konkreter
Mitwirkungsrechte einzurichten.

In der Wintersession 2020 kam die Motion in den Standerat, wo nach der klaren
Empfehlung in der vorberatenden Kommission erwartungsgeméass wenig
Diskussionsbedarf herrschte. Kommissionssprecher Rieder erklarte, dass die
Mitwirkungsmoglichkeiten des Parlaments in der gegenwartigen Lage beschrankt seien
und nur die Moglichkeit der Information und der Konsultation der beiden APK
vorgesehen sei. Auch der im InstA vorgesehene gemischte parlamentarische Ausschuss,
der sich durch Resolutionen und Berichte in den Rechtsprozess einbringen koénnte,
genuge nach Ansicht der Kommission nicht. Obwohl Rieder betonte, dass man mit der
Annahme der Motion nicht fir oder gegen das Rahmenabkommen stimme, |6ste die
Motion bei der Fraktion der SVP kritische Reaktionen aus. So betonten sowohl Marco
Chiesa (svp, TI) wie auch der parteilose Thomas Minder (parteilos, SH), dass die Motion
in der Praxis keine Bedeutung habe, weil das Rahmenabkommen vom Volk nicht
gewunscht sei. Da jedoch niemand gegen mehr Mitspracherecht fir Kantone, Volk und
Parlament stimmen wollte, wurde die Motion stillschweigend angenommen.

Relations avec des organisations internationales

En novembre, le Conseil national a adopté une motion Gadient (pbd, GR) chargeant le
Conseil fédéral de prendre les dispositions nécessaires afin que la Suisse ratifie le plus
rapidement possible la Convention internationale pour la protection de toutes les
personnes contre les disparitions forcées. %

Im Standerat zur Beratung stand die Motion Gadient (bdp, GR), welche eine moglichst
rasche Ratifizierung des von der UNO-Generalversammlung angenommenen
Ubereinkommens zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen forderte.
Das Begehren war bereits 2009 vom Nationalrat angenommen worden. Das
internationale Abkommen verlangt Massnahmen zum Schutz aller Personen gegen
Freiheitsentzug durch staatliche Organe oder mit Wissen des Staates - ohne dass der
Staat diesen Freiheitsentzug bestatigt oder Uber das Schicksal der betroffenen Person
Auskunft erteilt. Folglich wird durch dieses staatliche Handeln den Betroffenen der
noétige rechtliche Schutz verweigert. Die Kommission flr Rechtsfragen (RK-SR) machte
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bei der Beratung im Stéanderat darauf aufmerksam, dass durch eine Ratifikation flr die
Kantone gewisse Vollzugsprobleme entstehen kénnten. Diese sollten jedoch durch das
Vernehmlassungsverfahren geldst werden und einer Ratifikation nicht im Wege stehen.
Die Standevertreter folgten dieser Argumentation und Uberwiesen die Motion an den
Bundesrat. *

Au mois d'aolt 2018, la juriste Regula Heinzelmann déposait une pétition (18.2019)
demandant a ce que la ratification du Pacte mondial pour les migrations de I'ONU soit
soumis a la votation populaire. La CIP-CN et la CIP-CE ont toutes deux décidé de
donner suite a cette pétition. Aux mois d'octobre et novembre 2018, les commissions
des institutions politiques de chacune des deux chambres (18.4093 et 18.4103) ainsi que
la CPE-CE (18.4106) ont ainsi déposé trois motions de teneur identique, se distinguant
quelque peu de la pétition Heinzelmann et enjoignant le Conseil fédéral a soumettre a
I'Assemblée fédérale la proposition d'approbation du Pacte mondial de I'ONU sur les
migrations. La majorité de chacune des commissions précitées estime en effet que
bien que le pacte soit juridiqguement non contraignant, le Parlement sera de toute
évidence appelé a légiférer ultérieurement, en vue de son application. Et ce d'autant
plus que I'immigration est un sujet d'actualité sensible et que le texte élaboré sous
|'"égide de I'ONU est d'une large portée. En conséquence, il est demandé a I'exécutif de
renoncer a la ratification du pacte, prévue a I'occasion de la conférence
intergouvernementale de Marrakech des 10 et 11 décembre 2018, et de laisser au
|égislateur le temps nécessaire a une analyse approfondie.

Si le Conseil fédéral a réitéré une nouvelle fois son soutien au pacte onusien, il a
également, dans un souci de clarification de sa démarche auprés de I'Assemblée
fédérale, consenti a renoncer a se rendre au Maroc. L'exécutif national encourage en
revanche le rejet des motions, et ce pour des questions de formalité et de respect de la
répartition des compétences telle que prévue par la Constitution a I'échelle fédérale.
Au Parlement, les discussions ont rapidement pris la tournure d'un plébiscite pour ou
contre le pacte migratoire. Dans les rangs de la chambre haute, les motions 18.4093,
18.4103 et 18.4106 ont été débattues simultanément au postulat 18.4104, questionnant
le réle du Parlement face a I'importance croissante du "soft law", ainsi qu'a la motion
déposée par le sénateur Hannes Germann (udc, SH), intimant la Suisse a ne pas signer le
pacte de I'ONU sur les migrations. Les conseilleres et conseillers d'Etats favorables au
pacte ont avant tout exprimé leurs craintes quant a la crédibilité et a la réputation
d'une Suisse reconnue internationalement pour son engagement en faveur du
multilatéralisme et de la recherche de consensus, et ce d'autant plus que la
représentation helvétique a joué un role décisif dans I'élaboration du texte en question.
Le socialiste fribourgeois Christian Levrat a ainsi dénoncé «une campagne organisée
contre ce pacte par les représentants de I'ultradroite en Europe», avant de prendre ses
collegues a partie. La Suisse veut-elle réellement s'inscrire dans une ligne qui
s'apparente dangereusement & celle pronée par I'AfD en Allemagne, le FPO en Autriche,
Viktor Orban en Hongrie, Donald Trump aux Etats-Unis ou encore par Benjamin
Netanjahu en Israél¢

Au Conseil national, verts et socialistes ont renouvelé leurs inquiétudes quant au signal
qu'enverrait la Suisse a la communauté internationale en cas de non ratification du
pacte migratoire. A contrario, les représentants des groupes UDC, libéral-radical et PDC
se sont tour a tour succédés a la tribune pour dénoncer I'incompatibilité des objectifs
définis par le pacte onusien tant avec la Constitution fédérale qu'avec la politique
migratoire voulue par la population suisse. Alors que I'ltalie et I'Autriche ont d'ores et
déja fait connaitre leur opposition au texte soumis a polémique, ses pourfendeurs
craignent finalement que ce dernier n'encourage des flux migratoires auxquels il
deviendrait de plus en plus difficile de faire face.

Les motions 18.4093, 18.4103 et 18.4106 ont en définitive été adoptées tant par le
Conseil des Etats (25 voix pour, 15 voix contre, 0 abstention) que par le Conseil national
(121 voix pour, 70 contre et O abstention). Le Parlement aura donc le dernier mot en ce
qui concerne la ratification ou non dudit pacte de Marrakech par la Suisse.
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Relations avec d'autres Etats

Le Conseil des Etats a adopté une motion Briner (plr, SH; 10.3647) chargeant le Conseil
fédéral d’accélérer la révision de la CDI dans le domaine des imp6ts sur la masse
successorale et sur les parts héréditaires. Le conseiller aux Etats a estimé que la Suisse
est pénalisée par rapport a d'autres nations. La convention ne traite pas de la question
de I'imposition des titres et des actifs mobiliers américains dans le pays du dernier
domicile d'un défunt alors que le taux d'imposition sur les successions peut atteindre
45 pour cent. Parallelement, le Conseil national a adopté une motion Fiala (plr, ZH)
allant dans le méme sens. **

Eine Motion Fiala (fdp, ZH), welche in der Wintersession des Vorjahres in der grossen
Kammer Zustimmung fand, wurde im Juni auch vom Standerat angenommen. Die
Motionarin forderte darin den Bundesrat auf, die Revision des DBA zwischen der
Schweiz und den USA auf dem Gebiet der Nachlasssteuern zu beschleunigen, da die
geltenden US-Erbregelungen bewirken, dass im Todesfall Schweizer Besitzer von US-
amerikanischen Wertschriften steuerpflichtig werden, was eine Benachteiligung von
Schweizer Erben darstellt. Die Motion von Stdnderat Briner (fdp, SH; 10.3647), welche
das gleiche Anliegen zum Inhalt hatte und von der kleinen Kammer Ende 2010
angenommen wurde, wurde parallel dazu im Juni im Nationalrat ebenfalls
gutgeheissen.

In der Wintersession behandelte der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH), welche
vom Bundesrat die Aushandlung eines Wahrungsabkommens mit der Volksrepublik
China forderte. Als Begriindung seines Antrags fuhrte der freisinnige Nationalrat die
Abhangigkeit der Exporteure von Wahrungsschwankungen beim US-Dollar an, da diese
Branche ihre Exporte mit China zurzeit in der amerikanischen Wahrung abwickeln
muss. Der Bundesrat lehnte in einer Stellungnahme das Begehren ab, da die
Wechselkursschwankungen nach Ansicht der Regierung durch ein Abkommen nicht
einzudammen seien, sondern bloss vom US-Dollar auf den chinesischen Renminbi
verlagert wirden, der wiederum nahe an den US-Dollar gekoppelt sei. Der Nationalrat
nahm das Geschaft dennoch diskussionslos an und dieses ging zur Debatte in den
Standerat. %

En vue des renégociations de la Convention italo-suisse relative a la double-imposition
des travailleurs frontaliers, la CER-CN a déposé en 2011 une motion demandant au
Conseil fédéral de renégocier I'aspect de réciprocité, d'intégrer le nouveau statut des
frontaliers suite a I'entrée en vigueur de la libre-circulation des personnes et enfin de
tenir compte de I'évolution socioéconomique des régions frontalieres. Acceptée en
2011 par le Conseil des Etats, cette motion a été également adoptée en mars par le
Conseil national. %

Une motion Muller (plr, SG) a été acceptée par la chambre basse au cours de I'année
sous revue. Le radical-libéral prie le Conseil fédéral d’entamer des négociations avec
Liechtenstein afin de conclure une CDI en tenant compte de I'imposition des rentes
AVS. 7

Le Conseil des Etats a modifié une motion Miller (plr, SG) qui demande au Conseil
fédéral d’engager des négociations avec le Liechtenstein en vue d'une nouvelle
convention de double-imposition en tenant compte de I'imposition des rentes AVS.
Plus précisément, le Conseil des Etats souhaite que les négociations ne concernent pas
I'imposition des frontaliers. %
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Mettant le doigt sur une discrimination touchant les citoyens suisses résidant en
territoire helvétique, mais travaillant en Allemagne, le conseiller national Alfred Heer
(udc, ZH) a déposé une motion demandant au Conseil fédéral d’adapter la convention
contre la double imposition (CDI) avec I'Allemagne. Selon le motionnaire, la
jurisprudence allemande considére de maniere abusive I'Allemagne comme lieu de
domicile des personnes suisses travaillant en Allemagne. Le Conseil national a soutenu
la proposition par 109 voix contre 77 et 5 abstentions. A I'inverse, la CER-CE a rejeté la
motion. Suivant I'avis du Conseil fédéral, la CER-CE a précisé qu’une modification de la
CDlI serait inefficace pour répondre aux attentes du motionnaire et a réfuté la présence
d’une discrimination a I'égard des travailleurs suisses. Le Conseil des Etats a corroboré
I'avis de sa commission en refusant la motion par 21voix contre 14. %

Politique économique extérieure

A l'automne, le Conseil national a adopté une motion de sa commission de politique
extérieure (CPE-CN) exigeant que le Conseil fédéral consulte ces mémes commissions
avant méme de débuter des négociations sur les CDI. *°

Au mois de février 2018, le Conseil national s'est penché sur la motion Grin (udc, VD),
dont le texte prescrit I'exclusion de |'huile de palme de l'accord de libre-échange
négocié entre les pays de I'AELE et la Malaisie (Négociations avec la Malaisie, sans
I'huile de palme!). Le conseiller national vaudois et ses co-signataires issus en majorité
du groupe parlementaire de I'Union démocratique du centre - méme si I'on retrouve
également des élus verts, socialistes et un démocrate-chrétien - déplorent
premierement les conséquences qu'engendre, en Malaisie, la culture des palmiers a
huile. A ce titre, sont notamment évoquées les problématiques de déforestation ou
d'expropriation des populations locales au profit de larges exploitations. De plus, les
auteurs de la motion craignent que I'abolition des barrieres douanieres relatives au
commerce de I'huile de palme ne nuise a la production d'oléagineux en Suisse, et plus
particulierement a la culture locale du colza. Sont finalement mentionnés les risques
pour la santé publique associés a la consommation d'une huile dont il a été démontré
que la teneur en acides gras saturés est bel et bien excessive, ainsi que la toxicité des
pesticides utilisés pour la production de I'huile en question.

Malgré les effets négatifs énoncés précédemment, le Conseil fédéral propose le rejet
de la motion Grin. En premier lieu, la production d'huile de palme serait synonyme de
création d'emplois et de lutte contre la pauvreté dans les pays exportateurs. L'exécutif
national rappelle également les mesures prises par les Etats parties en faveur de la
promotion d'un commerce durable et respectueux des droits fondamentaux des
travailleuses et travailleurs. Il est par ailleurs précisé que le contenu de l'accord de
libre-échange négocié avec la Malaisie s'inscrit en conformité avec la politique agricole
nationale, tout en prenant en compte les éventuelles retombées sur le marché
intérieur. Quant aux inquiétudes exprimées a I'égard des risques de santé publique, le
Conseil fédéral renvoie aux arguments exposés dans le contexte de l'interpellation
15.4125, a savoir que l'important est avant tout de respecter les prescriptions de la
pyramide alimentaire.

Sous la coupole fédérale, la chambre du peuple s'est prononcée en faveur de I'adoption
de la motion (140 voix pour, 35 contre et 10 abstentions), faisant fi des mises en garde
du conseiller fédéral Schneider-Ammann. En effet, selon le chef du DEFR, I'huile de
palme constituerait, aux yeux des autorités malaisiennes, un élément non négociable,
susceptible de compromettre la conclusion de I'accord de libre-échange avec ce pays
d'Asie du Sud-Est.

En septembre 2018, la CPE-CE a examiné simultanément la motion Grin, ainsi que les
interventions 17.317 et 18.303. Si la commission, en optant pour le refus de I'ensemble
des interventions précitées, n'a pas jugé pertinent d'exclure totalement I'huile de
palme de |'accord de libre-échange négocié avec la Malaisie, elle a néanmoins déposé
une nouvelle motion, dont le texte charge le Conseil fédéral de s'assurer que les
procédures de libre-échange ne nuisent en aucun cas a la production suisse
d'oléagineux. *'
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Le 3 septembre 2018, la CPE-CE a déposé la motion intitulée "Aucune concession en
ce qui concerne I'huile de palme", enjoignant le Conseil fédéral de s'assurer que les
accords de libre-échange négociés avec la Malaisie et I'Indonésie n'impactent pas
négativement la production helvétique d'oléagineux. De surcroit, le texte de la motion
demande le respect du critere de durabilité dans les processus de production et de
commercialisation de I'huile de palme, ainsi que la mise en place de standards
internationaux.

La motion de la CPE-CE s'inscrit en réponse aux interventions 16.3332, 17.317 et 18.303,
auxquelles il est proposé de ne pas donner suite. *

Le 25 septembre 2019, le Conseil des Etats s'est penché sur la question de I'huile de
palme dans les accords de libre-échange négociés avec l'Indonésie et la Malaisie. La
chambre haute a ainsi évoqué de maniére concomitante la motion déposée par le
conseiller national Jean-Pierre Grin (udc, VD), les initiatives thurgovienne (17.317) et
genevoise (18.303), ainsi que la proposition de la CPE-CE (18.3717) en réponse aux
interventions précitées.

En ce qui concerne la motion Grin, les sénateurs ont suivi I'avis d'une majorité de leur
commission de politique extérieure et rejeté le texte intitulé «Négociations avec la
Malaisie, sans I'huile de palme!» Avec 20 voix pour, 20 contre et 3 abstentions, le vote
prépondérant de la présidente Karin Keller-Sutter (plr, SG) aura finalement fait pencher
la balance en faveur du non.

La proposition Cramer (verts, GE) est ainsi balayée. En faveur de I'adoption de la
motion, I'élu genevois a notamment tenu a rappeler que le but du texte était non pas
d'interdire de maniere stricte et définitive I'importation de I'huile de palme, mais
plutdt d'éviter que son commerce n'en soit facilité, notamment par la mise en place
d'avantages douaniers. Le représentant des Verts avancait également I'argument de
I'efficacité de traitement. En effet, étant donné que la motion Grin avait auparavant
déja été adoptée par le Conseil national, I'aval de la chambre des cantons aurait permis
a la problématique de I'huile de palme dans les accords de libre-échange d'étre sans
plus attendre soumise au Conseil fédéral. En comparaison, les initiatives déposées par
les cantons de Geneve et de Thurgovie sont sujettes & une procédure parlementaire
aussi longue que fastidieuse.

Le 25 septembre 2018, le Conseil des Etats a adopté la motion «Aucune concession en
ce qui concerne |’huile de palme>», déposée par sa commission de politique extérieure.
Selon I'analyse du sénateur Filippo Lombardi (pdc, Tl), rapporteur pour la CPE-CE, le
texte en question enjoint le Conseil fédéral a adopter une attitude proactive lors des
négociations de libre-échange avec I'lndonésie et la Malaisie, au contraire de la motion
Grin, qui encouragerait davantage le repli, la fermeture des frontiéres et donc, en
définitive, la non négociation. «La motion de la commission fait non seulement un petit
pas dans la bonne direction, mais [...] aussi le juste pas dans la bonne direction»,
estime le démocrate-chrétien tessinois.

Le Conseil fédéral s'était auparavant également prononcé en faveur de la motion de la
CPE-CE. *

Le 21 mars 2019, le Conseil national a suivi I'avis d'une majorité de sa commission et du
Conseil des Etats en se prononcant a son tour en faveur de la motion «Aucune
concession en ce qui concerne |’huile de palme>», déposée a I'initiative de la CPE-CE.
Rapporteur pour la CPE-CN, Laurent Wehrli (plr, VD) a précisé que l'accord de libre-
échange avec l'Indonésie avait été conclu en date du 16 décembre 2018, et ce
conformément aux conditions énoncées par la motion en question. Afin d'éviter toute
forme de confusion, la conseillére nationale Lisa Mazzone (verts, GE) a une nouvelle fois
précisé que la question de I'huile de palme dans les accords de libre-échange était
envisagée sous l'angle de I'abolition des avantages douaniers en vue de |'importation de
ladite huile, et non avec l'objectif de mettre définitivement un terme & son
importation. **°
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Infrastructure et environnement

Energie
Politique énergétique

Les chambres ont transmis au Conseil fédéral une motion du groupe libéral-radical lui
demandant de clarifier I'importance des contrats a long terme avec I’étranger pour
garantir |'approvisionnement électrique du pays, d’étudier les conséquences de
|"abrogation desdits contrats pour le prix du courant et la compétitivité de I"économie
suisse. *

Enseignement, culture et médias
Médias
Nouveaux médias

In der Frihjahrssession hiess der Nationalrat eine Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp,
LU) gut, mit welcher der Bundesrat verpflichtet werden soll, unverzlglich das
Ratifikationsverfahren zur Cybercrime-Konvention des Europarats einzuleiten. Zudem
wurde die Frist flr eine parlamentarische Initiative Aeppli Wartmann (sp, ZH; Pa.lv.
02.452) bis zur Frihjahrssession 2010 verldngert. Dieser Vorstoss zielt auf eine
Verbesserung der Strafverfolgung im Bereich der Internetkriminalitat.

Der Stéanderat nahm eine vom Nationalrat im Vorjahr Uberwiesene Motion Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) an, welche den Bundesrat auffordert, das Ratifikationsverfahren zur
Cybercrime-Konvention des Europarates unverziglich aufzunehmen. *
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